
Badische Landesbibliothek Karlsruhe

Digitale Sammlung der Badischen Landesbibliothek Karlsruhe

Die Militäranwärterfrage

Erzberger, Matthias

Berlin, 1914

C. Die Gemeinden

urn:nbn:de:bsz:31-242839

https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:bsz:31-242839


ſekretärſtelle ſind aber für beide Beamtenklaſſen die gleichen und iſt
es daher als eine Härte zu betrachten , daß gerade die Rentmeiſter
ſtellen nur zu einem Viertel mit Militäranwärtern beſetzt werden

dürfen , um ſo mehr , als für die Beförderungsſtellen ( Kaſſen - Inſpektoren )
nur bewährte Rentmeiſter und Regierungsſekretäre ohne jedes An

teilsverhältnis in Betracht kommen . —

In der Freien Hanſeſtadt Hamburg werden Militäranwärter für
den Bureaudienſt nur in Hilfsarbeiterſtellen einberufen , niemals aber

in freie oder demnächſt freiwerdende Beamtenſtellen . Ferner ſind

die meiſten Unterbeamtenſtellen nur im Wege des Aufrückens — Be

förderung — zu erreichen . Obgleich ſie nach den Anſtellungsgrund —
ſätzen ausſchließlich den Militäranwärtern vorbehalten ſind , werden

ſie doch zum allergrößten Teil mit Zivilanwärtern beſetzt . Bei der

Behörde für das Verſicherungsweſen in Hamburg ſind etwa 200 Bureau —

beamte angeſtellt , darunter iſt aber nur ein Militäranwärter . Für den

Gerichtsſchreiberdienſt wird das einjqährig - freiwillige Zeugnis gefordert ,
obgleich nach den Anſtellungsgrundſätzen die Vorlegung ſchulwiſſen

ſchaftlicher Zeugniſſe nicht verlangt werden darf . Die Probezeit für
Gefangenenaufſeher und Feuerwehrmänner beträgt 3 Jahre , während

ſie nur ½ Jahr betragen ſoll . Beim Gerichtsvollzieheramt in Ham —

burg ſind unter 78 Gerichtsvollziehern nur 12 Militäranwärter . An

wärter , die ſich um Anſtellung bewerben , werden meiſtens , 8 daß

ſie die Behörde geſehen und geprüft hat , mit Umdruckſchreiben benach —

richtigt , daß ſie für die Stellen nicht geeignet ſind . Diejenigen , die

angenommen werden , werden mit Abſchreiben von Pfändungsproto —
kollen uſw . ſo lange beſchäftigt , bis ſie wieder freiwillig ausſcheiden .
Die Zollaufſeherſtellen werden in Hamburg nicht ausſchließlich mit

Militäranwärtern 8 etzt .

Wenn andere Bundesſtaaten hier nicht angenagelt werden , ſo
darf man daraus nicht den Schluß ziehen , als ſei dort alles in ſchönſter
Ordnung .

C. Die Gemeinden

Die Verpflichtung zur Anſtellung von Militäranwärtern wird von

den Kommunalbehörden im allgemeinen als ein recht unliebſamer

Eingriff in ihre Selbſtverwaltungsrechte empfunden . Mit dieſer Tat

ſache iſt augenſcheinlich ſchon bei der Feſtſetzung der Grundſätze ge —

rechnet worden , denn nur auf dieſe Weiſe erklärt ſich der weite Spiel —

raum , der den Behörden für die Anwendung der Grundſätze gelaſſen
iſt . Eine Kommunalanſtellungsbehörde , der die Zuweiſung von Militär

anwärtern nicht genehm iſt , verfügt gegenwärtig hinreichend über Mittel



—

und Wege , dieſer Verpflichtung entweder ganz oder doch nach Möglich —
keit aus dem Wegezu gehen , und ſie wird ihr Tun und Laſſen jederzeit

mit dienſtlichen Rückſichten zu rechtfertigen in der Lage ſein . Von den

Aufſichtsbehörden kann eine erſprießliche Einwirkung nicht erwartet

werden , weil ſie nur nach Informationen , die von den Anſtellungs

behörden ſelbſt kommen , entſcheiden und nicht die amtlich berufene

Vertretung des Militäranwärters hören . Dieſen Verhältniſſen gegenüber

befinden ſich die Militäranwärter in einer überaus ſchwierigen Lage ,

ſie ſind dadurch von vornherein in jeder Beziehung von dem Wohl

vollen der Behörden abhängig . Insbeſondere trifft dies in bezug

auf die Art des Anſtellungsverhältniſſes zu . Zu einer lebenslänglichen

Anſtellung der Militäranwärter ſind die Kommunalbehörden uſw .

reichsgeſetzlich nicht verpflichtet . Feſtſetzungen über die Art der An

ſtellung ſind vielmehr der Landesgeſetzgebung überlaſſen worden .

Letztere regelt die Anſtellungsverhältniſſe für die Kommunalbeamten

aber weit ungünſtiger , als dies bei den Staatsbeamten geſchehen iſt .
So iſt beiſpielsweiſe in Preußen durch das ee tengeſetz

vom 30 . Juli 1899 die unkündbare Anſtellung der Beamten als Regel

aufgeſtellt worden . Durch Ausnahmevorſchriften iſt aber die Regel

derart eingeſchränkt worden , daß , wie die Wirkung des Geſetzes beweiſt ,

nicht die unkündbare , ſondern die kündbare Anſtellung Regel geworden

iſt . Die Landesgeſetzgebung im Königreich Sachſen enthält keinerlei

Vorſchriften über die Rechtsverhältniſſe der Kommunalbeamten und

beſagt nur , daß die Regelung durch Ortsſtatut zu erfolgen hat . Was

alſo ein Kommunalverband in diieſer Beziehung beſchließt , iſt dort ohne

weiteres Geſetz . Ahnlich liegen die Verhältniſſe auch in andern Bundes

ſtaaten .
Die Klagen wurden ſchließlich ſo lebhaft , daß der Verfaſſer am

3. Mai 1913 in der Budgetkommiſſion folgenden Antrag ſtellte : „ den

errn Reichskanzler zu erſuchen , gemäß § 18 des Man a ungs

geſetzes dafür Sorge zu tragen , daß Gemeinden die beſtehenden Vor

ſchriften über Anſtellung von — nicht umgehen “ . Der

Antrag fand auch Annahme . Es ſind ja zunächſt natürliche Gründe
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welche den Militäranwärtern den Zugang in die Kommunalſtellen er —

ſchweren ; nirgends herrſcht ſo viel Protektionswirtſchaft als auf den

Rathäuſern . Jedes Mitglied der Kommunalvertretung hat immer

einige Kandidaten auf Lager . Wenn man dies noch verſtehen kann ,

ſo ſind dagegen einige unlautere Praktiken aufs ſchärff

Vielfach ſchreibt man Stellen , welche den Militäranwärtern vor

behalten ſind , mit ſo niederem Gehalt aus , daß ſich kein einziger Militär

zu ge iße ln .
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anwärter meldet ; iſt der gewünſchte Zivilanwärter dann untergebracht ,
ſo wird in kürzeſter Friſt ſein Gehalt erhöht , er erhält Nebenämter uſw .
und man hat den Zweck des Ausſchluſſes der Militäranwärter erreicht .

Noch weiter iſt man im hohen Norden des Reiches gegangen , wie fol —
gender Brief , der in der Preſſe publiziert wurde , beweiſt : Der Bürger —
meiſter Plewka in Tondern hat dem Bürgermeiſter Lafrenz in Burg
auf Fehmarn folgende Ratſchläge erteilt , wie man Militäranwärter

von der Anſtellung als Kommunalbeamter fernhalten und wie man

die angegebenen bundesrätlichen Vorſchriften umgehen kann .

Er ſchreibt :
„ Mein Stadtſekretär , mein Polizeiwachtmeiſter , meine zwei Vollziehungs

beamten und die neuen Schuldiener , die ich hier habe anſtellen laſſen , ſind

ſämtlich keine Militäranwärter .

Das Geheimnis : Von den erſteren verlangte ich perſönliche Vorſtellung
auf eigene Koſten und Ablegung einer Prüfung über die Befähigung zur Be —

kleidung dieſer Stelle , bei den letzteren ließ ich das Einkommen ſo gering be —

meſſen , daß ſich nur Einheimiſche meldeten . Ich bin nicht ſchlecht gefahren .
Aus der beigefügten Akte werden Sie erſehen , welche Rieſenarbeit ich habe
bewältigen müſſen bei im ganzen 70 Bewerbungen .

1. Militäranwärter , die bereits eine penſionsberechtigte Anſtellung ge —
funden haben oder die nicht die preußiſche Staatsangehörigkeit beſitzen , brauchen
Sie nicht zu berückſichtigen ; es muß dies in jedem Falle aber aktenmäßig feſtſtehen .

2. Für die Bekanntmachungen empfehle ich Ihnen mein Muſter mit

dem Zu ſatze „ Kenntnis der plattdeutſchen Sprache erwünſcht “ .
3. Das Gehalt laſſen Sie ſo , wie es gegenwärtig iſt und warten ab , was

ſich meldet .

4. Haben Sie noch keinen Zivilanwärter in Ausſicht genommen , ſo warten
Sie ab , eventuell empfehle ich Ihnen vor Ablauf der Bewerbungsfriſt den

Bu reaugehilfen H. aus H. , der ſeinerzeit ſeine hieſige Bewerbung zurück —

genommen hat , ſich anzuſehen , ſich jedenfalls auf keine ſchriftlichen Empfehlungen

einzulaſſen , ſondern an Ort und Stelle ſich den Bewerber anzuſehen und ſeine

geleiſteten Arbeiten zu prüfen , wie ich es getan habe .
Die Anſtellung erfolgt hier nach dem Ortsſtatute , das eine dreijährige

Tätigkeit vorſchreibt , auf Kündigung und nach Ablauf des 30. Jahres de —

finitive Anſtellung . Es werden ſich viele Militäranwärter bewerben , fordern
Sie ſie ſofort auf , zur Vorſtellung und Prüfung zu kommen , und wenn ſie nicht

ausbleiben , geben Sie ihnen die intereſſanteſten Sachen zur Bearbeitung ,
vielleicht die Bearbeitung einer Wertzu wachsſteuerſache . ( Eine Steuer⸗

ſache , die der Bürgermeiſter vielleicht ſelbſt nicht zutreffend behandeln kann . D. V. )

Ich bitte , wenn Sie ſpäter Militäranwärter nicht loswerden können ,
mir die Bewerbungen nebſt Ihrer Bekanntmachung zu ſchicken , ich antworte poſt⸗
wendend . Die Prüfung bitte ich in Gegenwart von Zeugen abzuhalten und

eine Verhandlung aufzunehmen . In allen Fällen , wo Militäranwärter in Frage

kommen , bitte Vorſtrafen einzuziehen . Wenn Sie die Sache ordnungsgemäß
bearbeiten und keinen Militäranwärter genommen haben , brauchen Sie dem

Regierungspräſidenten nicht zu berichten . “



Fürwahr eine Muſterleiſtung ; ein wahrer Uriasbrief für die

Militäranwärter ! Aber es iſt nicht überraſchend , wenn dann ſich heraus⸗
ſtellt , daß die Zahl der in einzelnen Gemeinden angeſtellten Militär
auwärter auffallend gering iſt , wie die ſtatiſtiſche Ecthebung im Anhang

zeigt. Die Klagen über die Behandlung der Militäranwärter in der

Reichshauptſtadt z. B. gehen in folgender Richtun ing :
Es wird für den Bureau - u. Kaſſendienſt eine Vorprüfung verlangt ,

zu welchem Zweck der Bewerber von ſeiner oft fernen Garniſon nach

Berlin kommen muß . Die Vorprüfung beſteht in Anfertigung eines

deutſchen Aufſatzes , einiger Rechenaufgaben und eines Fragebogens
( im Deutſchen ) . Im letzteren werden die gekünſtelten n Wortſtellungen
und Kniffe angewendet , ſo daß mindeſtens 80 —90 % aller Be —

werber nicht beſtehen .
Die Einberufung erfolgt im Durchſchnitt erſt nach 3 Jahren und

meiſtens erſt 2 —3 Wochen vorher , ſo daß der Bewerber kaum Zeit hat ,

ſeinen Umzug zu regeln . Von einer Ausbildung kann kaum die Rede

ſein . Der Einberufene wird ſofort mit einem vollen Penſum beſchäftigt ,
und meiſtens ſind es die unangenehmſten Dienſtſtellungen , in denen

er zuerſt ,d. h. für mehrere Jahre Verwendung findet . Man darf ruhig

behaupten, daß der Militäranwärter ſtets ein Lückenbüßer iſt . Er muß
in Stellen eintreten , aus denen ältere ( angeſtellte ) Beamte ſich haben

verſetzen laſſen wegen Arbeitsüberlaſtung ( Steuerkaſſen , Sparkaſſen uſw. ) .
So hat der Militäranwärter kaum Zeit , ſich auf die Prüfungen

vorzubereiten . Das Höchſtgehalt wird von den bnen
10 — 2 Jahre ſpäter als von den Zivilanwärtern erreicht . Noch un —

angenehmer iſt es im reichshauptſtädtiſchen Dienſte der Kanzleibeamten .

Trotz geſetzlicher Beſtimmung , daß alle Stellen den Militäranwärtern

vorbehalten ſein ſollen , iſt hier in ganz unverantwortlicher Weiſe dagegen
verſtoßen . Die Stellen ſind zum größten Teil durch Zivilanwärter

beſetzt . Erreicht konnte dies dadurch werden , daß den Militäranwärtern

im erſten Jahr nur Bogenarbeit zugewieſen wird , wobei ſie monatlich

nur zwiſchen 60 und 70 Mk . Verdienſt hatten und die Stellung ſehr
bald verließen , während 17jährige junge Leute , die bei den Eltern

wohnen , und Penſionäre mit dem Gelde auskommen können . Während

auch hier das 35 . Lebensjahr als Grenze für die Anſtellung angeſehen
wird , ſind Zivilanwärter im Alter von weit über 50 Jahre noch angeſtellt

worden .

Die Anſtellung erfolgt nur auf Kündigung , eine ſolche auf Leben

zeit iſt wiederholt abgelehnt . Die Einberufung in den Unterbeamten⸗

dienſt erfolgt grundſätzlich in die Stellen der Hilfsaufſeher beim Arbeits⸗



haus , gegen monatliche Diätenzahlung . Erſte Anſtellung als Arbeits —

hausaufſeher nach 1 Jahr . Er rückt dann ſtufenweiſe zum Magiſtrats⸗
diener , Stadtſergeanten und Hausvater aruf, wozu allerdings 9 —10 Jahre

gehören . Esiſt alſo nicht möglich , ſich gleich für einen beſtimmten Poſten
zu bewerben . Einrücken in die 5 der Vollziehungsbeamten und

Steuererheber iſt den Dienern nicht möglich , obgleich ſie im gleichen
Gehalt ſtehen ( abgeſehen von der Funktionszulage ) .

Auch in der Stellenbeſetzung wird gegen die geſetzlichen

Beſtimmungen verſtoßen , bzw . es werden dieſelben umgangen .

So ſind z. B. ſehr viel Stellen durch Hilfsdiener beſetzt , die nach den

allgemeinen Grundſätzen mit wirklichen Beamten beſetzt ſein müſſen .

Einige Hilfsdiener befinden ſich z .B. ununterbrochen 20 Jahre in einer

und derſelben Stelle . Dabei ſind dieſen Perſonen nicht die ſchlechteſten
Stellen zugewieſen , ſondern ſie befinden ſich in Stellen mit Neben —

einnahmen ( Standesämtern uſw. ) . Im ganzen ſtellt ſich die Zahl dieſer

Hilfsperſonen wohl auf mindeſtens 50 .

Eine erſt in dieſem Jahre vom preußiſchen Oberverwaltungsgericht

gefällte Entſcheidung , die in allen Beamtenkreiſen Kopfſchütteln er

regt hat , weicht nach 9 Tagespreſſe von der Entſcheidung des Reichs

gerichts weſentlich ab :

„ Der Landrat zu J . hatte auf Grund des Geſetzes , betreffend die Be

ſetzung der Subaltern - und Unterbeamtenſtellen in der Verwaltung der Kom —

munalverbände mit Militäranwärtern , die Feſtſtellung getroffen , daß die Stelle

des Gemeindeſekretärs zu O. den Militäranwärtern zur Hälfte vorbehalten

ſein ſolle , daß alſo bei ihrer Beſetzung abwechſelnd Zivil - und Militäranwärter

berückſichtigt werden ſollten . Als nun der bisherige Gemeindeſekretär , der nicht

zivilberſorgungsberechtigt war , ausſchied , wurde die Stelle ausgeſchrieben ,
Der Gemeindevorſtand

beantragte beim Landrat , in dieſem Falle von der Anſtellung eines Militär

anwärters abſehen und dem Zivilanwärter die Stelle übertragen zu dürfen ,

weil die Militäranwärter noch nicht die nötige Vorbildung für die Stelle nach —

weiſen könnten , die beſonders verantwortungsvoll ſei und eine größere Sicher —

heit in der Bearbeitung der laufenden Sachen erfordere , als andere ſonſt gleiche
Stellen . Der Zivilanwärter erſcheine dagegen für die Stelle beſonders ge —

eignet . Der Landrat gab ſeine Zuſtimmung und beſtätigte die probeweiſe An —

ſtellung des Zivilanwärters . Nun aber beſchwerte ſich der Bund Deutſcher

Militäranwärter durch Vermittlung des Bezirkskommandos zu M. mit dem

Erfolg , daß der Regierungspräſident den Landrat anwies , noch nachträglich

feſtzuſtellen , daß die Stelle ausſchließlich den Militäranwärtern vorbehalten

ſei . Dieſer Anweiſung entſprach der Landrat unter Aufhebung ſeiner erſten

Feſtſtellung . Beſchwerden des Gemeindevorſtandes bis zum Miniſter blieben

ohne Erfolg . Trotzdem beſchloß die Gemeindevertretung , als die Probedienſtzeit

des Zivilanwärters ablief , ihn endgültig anzuſtellen , da ein Grund zur Kündigung

nicht vorliege . Dieſen Beſchluß beanſtandete auf Anweiſung des Landrats der
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1und es meldeten ſich 4 Militär - und 1 Zivilanwärter .



Amtmann , weil er das Geſetz verletze , nämlich das oben erwähnte Geſetz von 1892 .
Die Gemeindevertretung klagte nun mit dem Antrag auf Aufhebung der Be

anſtandungsverfügung , wurde aber vom Kreisausſchuß und in der Berufungs
inſtanz vom Bezirksausſchuß abgewieſen . Das Oberverwaltungsgericht gab
aber der Reviſion der Gemeindevertretung ſtatt , indem es die Beanſtandungs —
verfügung des Amtmanns außer Kraft ſetzte . Durch die erſte Feſtſtellung habe
der Landrat die Vorausſetzungen des Geſetzes erfüllt und nach der Freigabe
der Stelle durch die Aufſichtsbehörde habe ſie nicht mehr einwirken können ,
daß die Stelle ausſchließlich mit Militäranwärtern zu beſetzen ſei . Die Gemeinde

vertretung habe den Zivilanwärter anſtellen dürfen . “

Man kann ſich des Eindrucks nicht erwehren , daß man ſich angeſichts

dieſer Entſcheidung nicht zu wundern braucht , wenn ſich jede Behörde

eine andere Auslegung der Aniellengsgtiundſäte zurechtmacht und

damit durchkommt . Auch hiernach iſt es unzweifelhaft , daß eindeutige

geſetzliche Beſtimmungen zu geben ſind , um ſolche Widerſprüche auf

jeden Fall auszuſchließen .

D. Kontrolle über Ausführung der Anſtellungsgrundſätze .
Wie iſt eine ſolche Umgehung der reichsrechtlich verbindlichen

Anſtellungsgrundſätze möglich ? Wenn jede einzelne Übertretung der

ſelben ſtrafbar ſein würde , dann hätten ſchon mehrere hundert Jahre

Gefängnis verhängt werden müſſen . Trotzdem hat der Vertreter des

Kriegsminiſters noch im Jahre 1908 in der Budgetkommiſſion des

Reichstags erklärt :

„ § 24 der Anſtellungsgrundſätze enthält im erſten Abſatz folgende

Beſtimmung : „ Zur Kontrolle darüber , daß bei der Beſetzung der der

Militäranwärtern im Reichsdienſt vorbehaltenen E tellen den vorſtehenden

Grundſätzen gemäß verfahren wird , iſt außer den Reſſortchefs der

Rechnungshof verpflichtet ' und weiter unten : Die gleiche Verpflichtung
wie den Reſſortchefs und dem Rechnungshof iſt bezüglich der Stellen

im Staatsdienſte den oberſten Verwaltungsbehörden oder nach An

ordnung der Landesregierungen den höchſten Rechnungsreviſionsſtellen
in den einzelnen Bundesſtaaten aufzuerlegen . “

Hiernach liegt ein Bedürfnis , den Reichskanzler beſonders zu be

auftragen , für die Einhaltung der Anſtellungsgrundſätze zu wirken ,
d. E. nicht vor . “

Nach dem hier mitgeteilten zuverläſſigen Material reicht aber die

zt beſtehende Einrichtung über die Ausübung der Kontrolle zur Über

—
hung der Anſtellungsgrundſätze nicht aus . Denn es iſt nicht verhindert

worden , daß viele Tauſende von Stellen den Militäranwärtern ver

loren gegangen ſind und dieſem Umſtand iſt es mit zuzuſchreiben , daß

die Militäranwärter ſo ſehr lange auf die Einberufung warten müſſen .
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